AMT DER KARNTNER LANDESREGIERUNG

Abteilung 1 — Landesamtsdirektion |_ A N D : KA R N T E N

Verfassungsdienst

Datum | 18. Dezember 2017
zahl| 01-VD-LG-1570/7-2017

Bei Eingaben Geschéaftszahl anfiihren!

Betreff: ) Auskiinfte | Dr. Primosch
Gesetzesbeschluss des Karntner Landtages vom Telefon| 050 536 10801
14. Dezember 2017, mit dem die Kadmtner Landesver- Fax| 050 536 10800

fassung geandert, das Gesetz Uber die risikoaverse E-Mail | Abt1.Verfassung@ktn.gv.at
Ausrichtung der Finanzgebarung des 6ffentlichen
Sektors in Karnten erlassen sowie das Karntner Lan-
desrechnungshofgesetz 1996 geandert wird

Seite | 1 von 1

An das
Bundeskanzleramt

Ballhausplatz 2
1014 Wien

Gemal § 14 letzter Satz iVm. § 9 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948 wird beiliegend eine Ausfer-
tigung des Gesetzesbeschlusses des Karntner Landtages vom 14. Dezember 2017, mit dem die
Karntner Landesverfassung geandert, das Gesetz Uber die risikoaverse Ausrichtung der Finanzgeba-
rung des offentlichen Sektors in Karnten erlassen sowie das Karntner Landesrechnungshofgesetz
1996 geandert wird, mit dem Ersuchen um ehestmdgliche Behandlung vorgelegt.

Eine Ausfertigung der Erlauterungen zur bezliglichen Regierungsvorlage liegt bei.
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zu Ldtgs.ZL 121-1/31

Gesetz vom 14.12.2017,
mit dem die Kérntner Landesverfassung geiindert, das Gesetz iiber die risikoaverse Ausrichtung der
Finanzgebarung des 6ffentlichen Sektors in Kéirnten erlassen sowie
das K#rntner Landesrechnungshofgesetz 1996 geindert wird

Der Landtag von Kérnten hat beschlossen:

Artikel I
Landesverfassungsgesetz, mit dem die Kirntner Landesverfassung
geindert wird

Die Kérntner Landesverfassung — K-LVG, LGBI. Nr. 85/1996, znletzt in der Fassung des Landesverfassungsgeset-
zes LGBL Nr. 67/2017, wird wie folgt gesindert:

1. Nach Art. 70 Abs. 4b wird folgender Abs. 4c eingefiigt:

»{4¢) Der Landesrechnungshof kann eine Stellungnahme gemiB § 16 Abs. 2 letzter Satz des Kamtner Spekulati-
onsverbotsgesetzes abgeben

2, Avt. 72b Z 6 wird durch folgende Z 6 und 7 ersetzt:
,,0. Kérntner Naturschutzgesetz 2002 — K-NSG 2002, LGB1. Nr. 79/2002, zuletzt in der Fassung des Geselzes
LGBL Nr. 57/2017,
7. Kamtner Spekulationsverbotsgesetz — KSpvG, LGBL Nr. .........

Artikel IT
Gesetz iiber die risikoaverse Ausrichtung der Finanzgebarung des ffentlichen Sektors in Kirnten (Kirntner
Spekulationsverbotsgesetz — K-Spv()

1. Abschnitt
Aligemeines

1
Anwendt?ngsbereich
(1) Diesem Gesetz unterliegt die Finanzgebarung

1. des Landes Kémten,

2. der Gemeinden und Gemeindeverbinde sowie

3. sonstiger Rechtstriger der Teilsektoren S. 1312 (Lander), S. 1313 (Gemeinden) und 8. 1314 (Sozialversiche-
rung) im Sinne des Anhangs A/Kapitel 2 der Verordmung (EU) Nr. 549/2013 des Europiischen Parlaments und
des Rates vom 21. Mai 2013 zum Europdischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechmingen auf nationa-
ler und regionaler Ebene in der Europaischen Union, ABL Nr. L 174 vom 26. Juni 2013, 8. 1, wenn die Rege-
fang ihrer Organisation in die Gesetzgebungszustindigkeit des Landes fallt.

(2) Die Rechtstriger gemdB Abs. 1 haben im Rahmen ihrer rechtlichen Mdglichkeiten, wie insbesondere durch ge-
sellschaftsrechtliche Mafinahmen, dafiir zu sorgen, dass die Finanzgebarung sonstiger Rechtstriger der Teilsektoren S,
1312 (Lénder), 8. 1313 (Gemeinden) und S. 1314 (Sozialversicherung) im Sinne des Anhangs A/Kapitel 2 der Verord-
nung (EU) Nr. 549/2013 dem zweiten und dritten Abschnitt dieses Gesetzes entspricht sowie der Berichtspflicht geméB
§ 12 Rechnung getragen wird.

(3) Durch die Bestimmungen dieses Gesetzes werden andere landesgesetzliche Regelungen iiber die Finanzgeba-
rung der Rechtstriger gemél Abs. 1 und sonstiger Rechtstriiger gemaR Abs. 2 nicht beriihrt,

§2
Begriffshestimmungen
(1) Im Sinn dieses Gesetzes gelten als
1. Finanzgebarung: alle MafBnahmen, die
a) mit der Aufnahme und Bewirtschaftung von Verbindlichkeiten (Fremdfinanzierungen) oder
b} mit der Veranlagung von Geldmitteln
im Zusammenhang stehen;
2. Finanzgeschiift: ein Rechtsgeschift im Rahmen der Finanzgebarung,
a} mit dem Fremdfinanzierungsverpflichtungen eingegangen werden oder das der Mittelbeschaffung dient, wie
die Aufnahme von Darlehen oder Krediten, die Begebung von Anleihen ader der Abschluss von Leasingver-
tragen,



b} das der Bewirtschaftung von Finanzierungsverpflichtungen dient oder
¢) das ausschliefilich-der Veranlagung von Geldmittein
dient.

(2) Nicht unter dieses Gesetz fillt die Bereitstellung von Geldmitteln durch einen Rechtstriger gemil § 1 Abs. 1
an Unternehmen, an denen dieser allein oder gemeinsam mit einem anderen Rechtstriger gemi} § 1 Abs. I oder einem
sonstigen Rechtstriger gemal § 1 Abs, 2 mit mindestens 50% beteiligt ist, soweit es sich um strategische Unterneh-
mensbeteiligungen aus wirtschaftspolitischen, strukturpolitischen oder realwirtschafﬂichen Griinden handelt.

2. Abschnitt
Risikoaverse Finanzgebarung
§3
Grundsiitze, Spekulationsverbot
(1) Die Finanzgebarung ist risikoavers auszurichten. Es diirfen nur notwendige Risiken eingegangen werden; Risi-
ken, inshesondere das Markirisiko und das Kreditrisiko, sind auf ein Mindestmall zu beschrinken. Bei der Abwigung

der Ertrige gegen die Risiken eines Finanzgeschifts hat die Minimierung der Ristken ein gréfieres Gewicht als die Stei-
gerung der Ertriige oder die Optimierung der Xosten.

(2) Zum Zweck der Veranlagung sind die Aunfnahme von Darlehen oder Krediten und die Begebung von Anleihen
unzuldssig. Davon unberiihrt bleibt die Befugnis zur kurzfristigen Zwischenveranlagung liquider Mittel, wenn diese den
Grundsiitzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmaBigkeit entspricht.

§4

Fremdfinanzierungen

(1) Darlehen oder Kredite diirfen nur aufgenonmmmen werden, wenn sie auf Bure lauten. Dasselbe gilt fiir die Bege-
bung von Anleihen und fiir den Abschluss von Leasingvertrigen.

(2) Darlehen oder Kredite diirfen — unbeschadet des § 5 — keine derivative Komponente enthalten,
§5

Derivative Finanzgeschiifte

(1} Ein derivatives Finanzgeschift darf nur als Absicherungsgeschift im Rahmen der Fremdfinanzierung abge-
schlossen werden, um Zinsinderungs- und andere Marktrisiken eines Grundgeschifts zu begrenzen.

(2) Das derivative Finanzgeschift muss mit dem Grundgeschift verbunden sein. Es darf zu keinem Zeitpunkt der
entsprechenden Laufzeit einen hheren Nominalbetrag als das Grandgeschift umfassen.

(2) Die Laufzeit des derivativen Finanzgeschifies darf jene des Grundgeschifis nicht iibersteigen und hat spétes-
tens mit dem Ende der Laufzeit des Grundgeschifies zu enden.

(4) Ein Rechtstriger gemifl § 1 Abs. 1 Z 2 oder 3 hat der Landesregierung den Abschluss eines derivativen Fi-
nanzgeschifis unter Anschiuss einer Beschreibung des betreffenden Geschifts bekanntzugeben.

§6

Veranlagungen

{1) Unbeschadet einer Verordnung gemif Abs. 2 sind ausschliefitich die folgenden Veranlagungsformen in Euro
zuldssig:
1. Sicht- und Spareinlagen;
2. Termineinlagen;
3, folgende Anleihen mit Riickzahlung zom Nominale am Ende der Laufzeit:

a) Anleihen von inlindischen oder vergleichbaren auslindischen GebietskGrperschaften mit einem Min-
destrating ,,investment grade®;

b) Anleihen inlindischer Fonds Offentlichen Rechts, sonstiger inkindischer juristischer Personen dffentlichen
Rechts sowie von Gesellschaften im Mehrheitseigentum einer inléndischen Gebietskdrperschaft, wenn eine
Garantie der inldndischen Gebietskdrperschaft fiir eine solche Anleibe vorliegt;

4, Pfandbriefe nach Osterreichischem Recht oder soiche von Emittenten mit einem Mindestrating ,,investment
grade”;

5. die Gewdhrung kurzfristiger Darlehen und Kredite zur Finanzierang von Rechtstragern gemif § 1 Abs. 1 723
und von sonstigen Rechtstrigem mit Sitz im Land Kémten, bei denen die Einhaltung gesetzlicher Vorgaben
nach § 1 Abs. 2 sichergestellt worden ist.

(2) Die Landesregierang kann mit Verordnung weitere Veranlagungsformen fiir zuldssig erkldren, sofern diese den
Grundsiizen gemil § 3 entsprechen und auf Euro lanten. Hiebei kann die Znldssigkeit einzelner Veranlagungsformen
erforderlichenfails vonr der Bedingung abhiéingig gemacht werden, dass iiber die Maflnahmen gemiB dem 3. Abschnitt
hinaus bestimmte zusétzliche organisatorische Vorkehrungen getroffen werden, um die Risiken nach § 3 Abs. 1 anf ein
Mindestmaf zn beschrinken. Die Landesregiernng hat dem Landtag iiber die Erlassung, Anderung oder Aufhebung
einer solchen Verordnung zu berichten.



§7

Verbot von Fremdwihrungsgeschiiften
Fremdwihrungsgeschifte diitfen nicht abgeschlossen werden.,

3. Abschnitt
Organisatorische Verkelrungen
§3
Qualifikation

(1) Mit Aufgaben im Bereich der Finanzgebarung diirfen nur Personen betraut werden, die dazu auf Grund ihrer
Quatifikation und Erfahrung in der Lage sind und tiber die erforderliche persénliche Zuverlassigkeit verfiigen.

(2) Aufgaben, Zustindigkeiten und Verantwortung diirfen einer Person gemi$ Abs. 1 nur in einem Ausmafl tiber-
tragen werden, das ihren Kenntnissen und Erfahrungen entspricht.

§9
Vier-Augen-Prinzip

(1) Die Finanzgebarung ist s¢ zu organisieren, dass vor dem beabsichtigten Abschiuss von F inanzgeschiften min-
destens zwei qualifizierte Personen gemaB § 8 unabhiingig voneinander eine Priifing und Auswahl nach MaBgabe der
Bestimmungen des zweiten Abschoittes dieses Gesetzes vornehmen, Diese Personen haben dem fiir den Abschluss des
Finanzgeschifts zustindigen Organ méglichst einvernehmlich eine begriindete und dokumentierte Empfehlung vorzule-
gen. Soweit zwischen diesen Personen kein Einvernebmen zustande kommt, haben sie getrennt voneinander jeweils
eine begriindete und dokumentierte Empfehtung vorzulegen.

(2) Ein Gemeindeverband, der nicht tiber mindestens zwei qualifizierte Bedienstete gemal § 8 verfligt, darf ent-
sprechende Bedienstete, die von verbandsangehérigen Gemeinden dem Gemeindeverband auf dessen Prsuchen zur
Verfiigung gestellt werden, zur Erfiillung der Verpflichtangen nach Abs. 1 betrauen.

(3) Die Landesregierung kann fiir Rechtstriger gemafi § 1 Abs. 1 Z 2 und 3 und fiir sonstige Rechtstriger, bei de-
nen die Einhaltung gesetzlicher Vorgaben nach § 1 Abs. 2 sichergestellt worden ist, mit Verordmumg Ausnabmen zu den
Grundsétzen nach Abs. 1 vorsehen, soweit die Einhaltung dieser Grundsitze, insbesondere im Hinblick auf die GroBe
und Organisation des Rechtstragers, dessen personelle und budgetire Ausstattung oder die Art und den Umfang der von
ihm getétigten Finanzgeschifte, einen unverhdltnismafigen Verwaltungsaufwand verursachen wiirde. Die Ausnahmen
kbnnen sich auf alle Finanzgeschifte oder auf Finanzgeschifte bestimmter Art beziehen.

§10
Heranziehung Dritter

(1) Rechtstrager gemidB § 1 Abs. 1 und sonstige Rechtstriger, bei denen die Einhaltung gesetzlicher Vorgaben nach
§ 1 Abs. 2 sichergestellt worden ist, diirfen sich zur Finanzgebarung eines Dritten bedienen, wenn Gewdihr dafiir be-
steht, dass hiebei die Bestimmungen des zweiten Abschnittes dieses Gesetzes, des §-8 und — soweit eine Verordnung
nach § 9 Abs. 3 nicht anderes bestimmt — des § 9 Abs. 1 eingehalten werden.

(2) Diie Landesregierung kann mit Verordnung bestimmen, dass sich Rechtstriger gemaf § 1 Abs, 1 Z 3, ausge-
nommen Selbstverwaltungskérper, zur Finanzgebarung eines fitr das Land titig werdenden Dritten zu bedienen habern.

4. Abschnitt
Strategische Jahresplanung und Berichtspflichten

§11
Strategische Jahresplanung

Die Rechtstriger gemiB § I Abs. I haben ihrem Schulden- und ihrem Liguidititsmanagement eine strategische
Jahresplanung zu Grunde zu legen.
§12
Berichtspflichten
{1) Die Rechistriger gemaB § 1 Abs. 1 Z 1 und 3 sowie sonstige Rechtstriiger, bei denen die Einhalfung gesetzli-
cher Vorgaben nach § 1 Abs. 2 sichergestellt worden ist, haben jhrlich einen Berichi
L. iiber alle neu getitigten Transaktionen zur Finanzierung des jeweiligen Haushalts,
2. zum jeweiligen Schuldenstand und
3. ber die allfillige Forlsetzung von bestehenden Veranlagungsformen geméf § 17 Abs. 1 und 2
zu erstellen und bis zum 31. Mai des Folgejahres an die in den Abs. 3 bis 5 genannten Stellen zu tibermitteln.
(2) Die Landesregierung hat die Berichte des Landes Kimten auf der Homepage des Landes im Internet zu verdf-

fentlichen. Sonstige Berichte gemdB Abs. 1 sind vom jeweiligen Rechtstrager auf seiner Homepage im Internet zu ver-
Sffentlichen,

(3) Der Bericht des Landes ist durch die Landesregierung an den Landtag und an den Landesrechnungshof zu
{ibermitteln.



(4) Der Bericht eines Rechtstrigers gemill § 1 Abs. 1 Z 3, der von Landesorganen verwaliet wird oder dessen
Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgane aus Mitghiedern bestehen, die vom Land bestelit werden, ist an die Lan-
desregierung und im Wege der Landesregierung an den Landesrechnungshof zu ibermitteln.

(5) Der Bericht

1. eines Rechtstriagers gemil § 1 Abs. 1 Z 3, der nicht unter Abs. 4 fillt, sowie

2. cines sonstigen Rechtstrigers, bei dem die Einhaltung gesetzlicher Vorgaben nach § 1 Abs. 2 sichergestellt
worden ist,

ist an die Landesregierung zu libermitieln.
{(6) Rechistrdger gemif § 1 Abs. 1 Z 2 haben die Informationen gemil Abs. 1 Z 1 bis 3 im Rahmen einer Beilage

zum Rechnungsabschiuss auszuweisen und antésslich der Vorlage bzw. Ubermitthung des Rechnungsabschlusses an die
Landesregierung weiterzuleiten.

5. Abschnitt
Schlusshestimmungen
§13
Nilhere Vorschriften
(1) Die Landesregierung kanti, soweit dies zur risikoaversen Ausrichtung der Finanzgebarung erforderlich ist, mit
Verordnung nihere Vorschriften iiber
1. das Risikomanagement nach dem zweiten Abschnitt dieses Gesetzes, insbesondere iiber das Management des
Kredit-, Markt-, Liguiditass-, Reputations- und Rechtsrisikos sowie des operationellen Risikos,

2. die erforderliche Qualifikation der Personen, die nach § 8 Abs. 1 mit Aufpaben im Bereich der Finanzgebarung
betraut werden dirfen,

3, die Organisation des Vier-Augen-Prinzips nach § 9 Abs. 1 und

4. die Erfordernisse der sirategischen Jahresplanung gemal § 11
erlassen,
_ {(2) Die Landesregierung kann mit Verordnung n#here Bestimmungen iliber die Form, den Inhalt und die Art der
Ubermittlung der Berichte gemill § 12 Abs. 1 erlassen, sowett dies zur Vereinheitlichung des Berichiswesens und im
Interesse der Zweckmifigkeit erforderlich ist. In einer selchen Verordnung darf die Landesregierung weitere Stellen

bezeichnen, denen Berichic geméf § 12 Abs. 1 zu iibermitteln sind, wenn dies zur Erfiillung einer Vereinbarung gemil
Art. 15a B-VG oder zur Koordination mit dem Bund eder anderen Lindern notwendig ist.

§14
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

Die der Gemeinde nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben sind solche des eigenen Wirkungsbereiches.

§15
Inkrafttreten

(1} Dieses Gesetz tritt an dem der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. Soweit die §§ 16 und 17 nicht
anderes bestimmen, ist das Gesetz auf alle Mafinahmen der Finanzgebarung anzuwenden, die nach dem Zeitpunkt des
Inkrafitretens dieses Gesetzes ergriffen werden.

(2) Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes diirfen bereits ab dem der Kundmachung folgenden Tag erlassen wer-
den; sie diirfen jedoch frihestens gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes (Abs. 1) in Kraft gesetzt werden.
. §16
Ubergangsbhestimmungen fiir Finanzgeschiifte gemiBf § 22 21it. aund b
(1) Anschlussfinanzierungen (Rollierungen) und risikoreduzierende Absicherungen von bhestehenden Finanzge-
schiften kbnnen entgegen den Vorgaben dieses Gesetzes vereinbart werden, wenn
1. sie im direkten Zusammenhang mit einem bestehenden Finanzgeschift siehen, welches vor dem Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Gesetzes (§ 15 Abs. 1) abgeschlossen worden ist,

2. eine geeignete Strategie fiir einen stufenweisen Abbau der den Bestimmungen dieses Gesetzes widersprechen-
den Finanzgeschiifte vorliegt, wobei diese Strategie

a) durch das Land iiber die Landesregierung dem Landesrechnungshof,
b) durch einen Rechtsirdger im Sinne des § 12 Abs. 4 im Wege der Landesregierung dem Landesrechnungshof,
¢} durch einen Rechtsiriiger im Sinne des § 12 Abs. 5 Z 1 und 2 der Landesregierung

bis zum Ablauf des 30. Juni 2018 mitzuteilen ist, und

3. die Finanzgeschifte des betreffenden Rechtstrigers in Entsprechung der Strategie gem&f Z 2 spitestens bis
zam Ablauf des 31. Dezember 2019 an die Bestimmungen dieses Gesetzes angepasst werden.

(2) Die Strategie fiir einen stufenweisen Abbau gemé&B Abs. 1 Z 2 kann einen spiteren Endtermin als den 31. De-
zember 2019 vorsehen, wenn dies auf Grund der Art und des Volumens der betroffenen Finanzgeschifie den Grundsit-
zen der Sparsamkeif, Wirtschaftlichkeit und Zweckmé#Bigkeit besser entspricht und das damit verbundene Risike aus



kaufménnischer Sicht vertretbar ist. Vor der Festlegung eines spiteren Endtermins hat das Land iiber die Landesregie-
rung den Landesrechnungshof, ein Rechtstriiger gemal § 1 Abs. 1 Z 2 und 3 die Landesregierung jeweils unter Vorlage
der zur Abwigung aller Umstinde erforderlichen Unterlagen anzuhéren.
. §17
Ubergangshestimmungen fiir bestehende Veranlagungsformen
(1) Zum Zeitpunkt des Inkrafiiretens dieses Gesetzes (§ 15 Abs. 1) bestehende Veranlagungsformen eines Rechts-

tréigers gemdf § 1 Abs. 1 Z2 und 3, die den Bestimmungen des § 6 nicht entsprechen, diirfen bis zum Ablauf des 31.
Dezember 2019 fortgesetzt werden.

(2) Eine Fortsetzung {iber den Zeitpunkt nacl: Abs. 1 hinaus bedarf einer Genehmigung. Die Landesregicrung hat
die Genehmigung mit Bescheid zu erteilen, wenn die Veranlagung den Grundsitzen gemif § 7 Abs. 3 des Gesstzes
tiber den Fonds ,Sondervermégen Kdmten‘ — K-SvKG, LGBl Nr. 28/2016, entspricht. Im Bescheid ist nach Maligabe
des § 16 Abs. 2 erster Satz eine angemessene Frist fiir die Fortsetzung einer bestehenden Veranlagungsform festzuset-
zen. Innerhalb dieser Frist hat der Rechistriiger die Veranlagungsform an die Bestimmungen des § 6 stufenweise anzu-
passen.

(3) Wird die Genehmigung nach Abs. 2 versagt, ist die bestehende Veranlagungsform aufzuldsen oder innerhalb
eines Jahres ab rechiskréftiger Entscheidung an die Bestimmungen des § 6 stufenweise anzupassen.

) Artikel YIX
Anderung des Kirniner Landesrechnungshofgesetzes 1996

Das Kirntner Landesrechnungshofpesetz 1996 — K-LRHG, LGBL. Nr. 91/1996, zuletzt in der Fassung des Gesetzes
LGBL Nr. 25/2017, wird wie folgt gedndert:
Nach § 190 wird folgender § 195 eingefist:

»3 19b
Stellungnahme nach dem Kérntner Spekulatiensverbotsgesetz

Der Landesrechnungshof kann eine Stellungnahme gemél § 16 Abs. 2 letzter Satz des Kirntner Spekulationsver-
botsgesetzes abgeben

Der Schriftfithrer: Der Prisident:

(Mag. WEISS) (Ing. ROHR)
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Regierungsvorlage
April 2016 zu ZI. 01-VD-LG-1570/2-2016

Erlauterungen
zum Entwurf eines Gesetzes vom ...........
mit dem die Karntner Landesverfassung geandert, das Gesetz Uber die risikoaverse
Ausrichtung der Finanzgebarung des ¢ffentlichen Sektors in Karnten erlassen sowie
das Kérntner Landesrechnungshofgesetz 1996 geéandert wird

Allgemeiner Teil

Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes (ber die risikoaverse Ausrichtung der Finanzgebarung des
offentlichen Sektors in Kérnten (Kérntner Spekulationsverbotsgesetz — K-SpvG) verfolgt den Zweck, fur
den offentlichen Sektor im Land Kérnten — soweit eine Regelungszustandigkeit der Landesgesetzgebung
besteht — ein Spekulationsverbot bzw. ein Gebot der risikoaversen Finanzgebarung zu statuieren: Bei der
Aufnahme und Bewirtschaftung von Verbindlichkeiten (Fremdfinanzierungen) und bei der Veranlagung
oOffentlicher Mittel sind vermeidbare Risiken auszuschlieflen bzw. zu minimieren.

Das geplante K-SpvG soll inshesondere folgende Regelungselemente umfassen:

o Grundsatze, mit denen eine risikoaverse Ausrichtung der Finanzgebarung der Rechtstrager des
staatlichen Sektors sichergestellt wird (§ 3),

¢ Regelungen Uber die zuldssigen Finanzgeschafte (88 4 bis 7),
¢ Regelungen tiber organisatorische Vorkehrungen (88 8 bis 10) und
o die Pflicht zur strategischen Jahresplanung (§ 11) und jahrlichen Berichterstattung (§ 12).

Mangels bundesverfassungsrechtlicher Grundlage ist eine im Jahr 2013 geplante Vereinbarung zwischen
dem Bund, den Landern und den Gemeinden Uber eine risikoaverse Finanzgebarung bislang nicht
abgeschlossen worden. Ferner fehlen in der Finanzverfassung einheitliche Vorgaben zur risikoaversen
Finanzgebarung. Daher haben bereits eine Reihe von Bundeslandern autonom landesgesetzliche
Regelungen in Anlehnung an den Entwurf einer Vereinbarung uber eine risikoaverse Finanzgebarung
erlassen.

Das Gesetzesvorhaben des K-SpvG macht eine flankierende Regelung punktueller Art in der Karntner
Landesverfassung sowie im Kéarntner Landerechnungshofgesetz 1996 erforderlich.

Der vorliegende Gesetzesentwurf stlitzt sich auf Art. 15 Abs. 1, Art. 115 Abs. 2 und Art. 116a Abs. 4 B-
VG sowie auf 8§ 14 F-VG 1948. Da die Aufnahme von Darlehen und die Begebung von Anleihen des
Landes, der Gemeindeverbénde und Gemeinde geregelt wird, wére auf den Gesetzesbeschluss § 9 F-VG
1948 sinngemall anzuwenden (Bekanntgabe des Gesetzesbeschlusses an das Bundeskanzleramt;
Einspruchsrecht der Bundesregierung).

Besonderer Teil
Zu Art. | (Anderung der Karntner Landesverfassung):

Dem zur Uberprifung der Gebarung des Landes sowie anderer durch Gesetz bestimmter Rechtstrager
eingerichteten Landesrechnungshof diurfen nach Art. 70 K-LVG andere als die in dieser Bestimmung
angefithrten Aufgaben nur durch Landesverfassungsgesetz (ibertragen werden. Daher soll — im Anschluss
an den Katalog der Pflichtaufgaben — im Hinblick auf das Anhorungsrecht geméaR § 16 Abs. 2 letzter Satz
K-SpvG eine entsprechende Kann-Aufgabe des Landesrechnungshofes normiert werden.

Zu Art. 1l (Karntner Spekulationsverbotsgesetz — K-SpvG):
Zu § 1:
8 1 legt den personlichen und sachlichen Anwendungsbereich des Gesetzes fest.

Die Regelungen tber die riskoaverse Finanzgebarung sollen fir die Einheiten des Sektors ,,Staat” geméaf
ESVG maRgeblich sein (vgl. Art. 1 des Entwurfs der Vereinbarung zwischen dem Bund, den L&ndern und
den Gemeinden Uber eine risikoaverse Finanzgebarung). Nach Anhang A/Kapitel 2 der Verordnung (EU)
Nr. 549/2013 umfasst der Sektor ,Staat“ (S.13) institutionelle Einheiten, die zu den
Nichtmarktproduzenten z&hlen, deren Produktionswert fir den Individual- und den Kollektivkonsum
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bestimmt ist, und die sich mit Zwangsabgaben von Einheiten anderer Sektoren finanzieren, sowie
institutionelle Einheiten, die hauptsachlich Einkommen und Vermdgen umverteilen (2.111). Dazu zéhlen
beispielsweise (2.112):
a. staatliche Einheiten, die von Rechts wegen Rechtshoheit gegenliber anderen Einheiten im
Wirtschaftsgebiet ausiiben und fiir die Allgemeinheit nichtmarktbestimmte Guter bereitstellen
und finanzieren;

b. eine Kapitalgesellschaft oder Quasi-Kapitalgesellschaft, die eine staatliche Einheit ist, wenn
ihre Produktion im Wesentlichen nichtmarktbestimmt ist und eine staatliche Einheit sie
kontrolliert;

c. Organisationen ohne Erwerbszweck mit eigener Rechtspersonlichkeit, die hauptséchlich
nichtmarktbestimmte Waren und Dienstleistungen produzieren und vom Staat kontrolliert
werden;

d. rechtlich selbstandige Altersvorsorgeeinrichtungen, sofern die Beitragszahlung gesetzlich
verpflichtend ist und der Staat die Beitrdge und die Leistungen dieser Einrichtungen festlegt.

Der Sektor ,,Staat“ gliedert sich in die Teilsektoren Bund/Zentralstaat (ohne Sozialversicherung), Lander
(ohne Sozialversicherung), Gemeinden (ohne Sozialversicherung) und Sozialversicherung. Der Teilsektor
Sozialversicherung umfasst institutionelle Einheiten des Bundes, der L&nder und der Gemeinden, deren
Haupttétigkeit in der Gewéhrung von Sozialleistungen besteht und die folgende zwei Kriterien erfillen:
a. Bestimmte Bevolkerungsgruppen sind aufgrund gesetzlicher Regelungen zur Teilnahme an
dem System oder zu Beitragszahlung verpflichtet, und
b. der Staat legt die Beitrdge und Leistungen fest und bernimmt insofern, unabhangig von
seiner Aufsichtsfunktion, einen Teil der Leitung.

Mithin erfasst der Sektor ,Staat® im Sinn des ESVG einerseits die Gebietskdrperschaften sowie
Gemeindeverbénde, andererseits werden diesem Sektor auch weitere Einheiten wie etwa bestimmte
ausgegliederte Rechtstriger (,,auflerbudgetire Einheiten*) und Interessenvertretungen zugerechnet.

Normadressaten des Gesetzes sind das Land, die Gemeinden und Gemeindeverbande, aber auch jene
sonstigen Rechtstriger des Sektors ,Staat” (hier: der Teilsektoren ,,Lénder”, ,,Gemeinden* und
»Sozialversicherung™) im Sinne des ESVG, fiir die die Kompetenz des Landes zur Regelung ihrer
Organisation besteht. §1 Abs.1 umschreibt daher gleichsam den ,unmittelbaren” persénlichen
Anwendungsbereich  des Gesetzes. Zivilrechtlich  organisierte ausgegliederte Landes- und
Gemeindeunternehmen, die z.B. in der Rechtsform einer Gesellschaft mit beschrénkter Haftung, eines
Vereins oder eines zivilrechtlichen Fonds betrieben werden, fallen nicht unter § 1 Abs. 1, auch wenn
diese vom Land oder einer Gemeinde gegriindet, finanziert oder beherrscht werden.

Neben dem ,unmittelbaren” besteht nach §1 Abs.2 ein gleichsam ,mittelbarer personlicher
Anwendungsbereich des Gesetzes: Da fir ausgegliederte Unternehmen eine entsprechende
Gesetzgebungskompetenz des Landes fehlt, wird im § 1 Abs. 2 eine gesetzliche Verpflichtung der
Rechtstrager nach § 1 Abs. 1 verankert, im Rahmen ihrer rechtlichen Mdglichkeiten, insbesondere durch
gesellschaftsrechtliche MaRnahmen, dafiir zu sorgen, dass auch jene Rechtstrager, die nach dem ESVG
ihrem Verantwortungsbereich zugeordnet sind, den zweiten und dritten Abschnitt dieses Gesetzes
einzuhalten und der Berichtspflicht gem&R § 12 Rechnung zu tragen haben. Dies erfolgt etwa bei einer
GmbH im Rahmen des Gesellschaftsvertrages bzw. auf Grund einer entsprechenden
Gesellschafterweisung nach MafRgabe des GmbH-Gesetzes.

In sachlicher Hinsicht unterliegt dem Gesetz die ,,Finanzgebarung® der Rechtstrager gemall Abs. 1. Fur
die ,,Finanzgebarung* sonstiger Rechtstriger der Teilsektoren ,Ldnder” und ,,Gemeinden“ des ESVG
sind die Vorgaben des zweiten und dritten Abschnittes des Gesetzes nur unter der Voraussetzung
maRgeblich, dass die Einhaltung dieser gesetzlichen VVorgaben nach 8 1 Abs. 2 durch Rechtstrager geman
Abs. 1 — inshesondere im Wege gesellschaftsrechtlicher MalRnahmen — sichergestellt worden ist. Gleiches
gilt fur die Erfullung der Berichtspflicht gemdl § 12. Die Legaldefinition des § 2 Z 1 bestimmt den
Begriff ,,Finanzgebarung*.

8 1 Abs. 3 will klarstellen, dass landesgesetzliche Vorschriften tber die Finanzgebarung, die etwa den
Abschluss bestimmter Finanzgeschafte an eine vorhergehende behdrdliche Genehmigung binden (siehe
z.B. § 104 Abs. 1 der Kéarntner Allgemeinen Gemeindeordnung), vom K-SpvG unberihrt bleiben.

Zu § 2:

Der Begriff ,,Finanzgebarung™ (Z 1) ist weit zu verstehen. Er erfasst nicht nur MalRnahmen, die zum
Bereich des ,Kreditmanagements® zdhlen, also MaBnahmen zur Bewirtschaftung von bestehenden
Fremdfinanzierungsverpflichtungen, sondern auch solche MaRnahmen, die einer (langerfristigen)
Fremdfinanzierung dienen, wie etwa die Auflage von Anleihen oder die Aufnahme von Darlehen und
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sonstigen Krediten. Daruber hinaus z&hlen zur Finanzgebarung auch alle MaRnahmen im Zusammenhang
mit der Veranlagung von Geldmitteln.

Regelungsgegenstand des Gesetzes ist — infolge der Umschreibung seines Anwendungsbereiches — die
Finanzgebarung der Rechtstrager gemal 8 1 Abs. 1 und sonstiger Rechtstréger, bei denen die Einhaltung
gesetzlicher Vorgaben nach 81 Abs.2 sichergestellt worden ist (beachte jeweils den Begriff
»Finanzgebarung* in § 1 Abs. 1 und 2).

Der Begriff ,Finanzgeschifte“ (Z 2) umfasst solche MaRnahmen der Finanzgebarung, die als
Rechtsgeschafte abgeschlossen werden und der Aufnahme oder Bewirtschaftung von Verbindlichkeiten
oder der Veranlagung von Geldmitteln dienen. Bei solchen Rechtsgeschéften soll durch das im Entwurf
vorliegende Gesetz die Gefahr einer nicht-risikoaversen Ausrichtung bzw. Verwendung zu spekulativen
Zwecken ausgeschlossen werden. Kein Finanzgeschaft im Sinn dieser Legaldefinition stellen naturgeman
Beteiligungen einer Gebietskorperschaft bzw. eines sonstigen ihr zuzurechnenden Rechtstragers an
Unternehmen dar, wenn diese im 6ffentlichen Interesse und aus strategischen Erwégungen erfolgen, so
etwa im Interesse der Sicherung der Versorgung der Bevolkerung mit Leistungen der Daseinsvorsorge,
im Interesse der Sicherung des wirtschaftlichen, touristischen oder infrastrukturellen Leistungsangebots
und dessen Weiterentwicklung oder zur Erreichung sonstiger spezifisch wirtschafts-, struktur- oder
regionalpolitischer Ziele (sog. ,,strategische Beteiligungen®).

Zu 8§ 3:

Nach der zentralen Bestimmung des § 3 haben die Rechtstrager gemal 8 1 Abs. 1 sowie sonstigen
Rechtstrager, bei denen die Einhaltung gesetzlicher VVorgaben nach 8 1 Abs. 2 sichergestellt worden ist,
die Finanzgebarung risikoavers auszurichten. Der Begriff ,Risikoaversion”“ bzw. ,Risikoscheu“
bezeichnet die Eigenschaft eines Marktteilnehmers, bei der Wahl zwischen mehreren Alternativen
gleichen Erwartungswerts stets die Alternativen mit dem geringeren Risiko hinsichtlich des Ergebnisses —
und damit auch dem geringstmdglichen Verlust — zu bevorzugen. Freilich ist in der Finanzgebarung das
Eingehen gewisser finanzmarktspezifischer Risiken unvermeidbar, jedoch soll es Leitlinie sein, der
Risikominimierung Vorrang vor Ertragszielen bzw. Kostenminimierungszielen einzurdumen.

Zwar birgt jede Geschéftsbeziehung Risiken, doch impliziert der Grundsatz eines risikoaversen
Finanzschuldenmanagements insbesondere, dass durch die prioritdare Stellung und Verfolgung von
RisikominimierungsmafRnahmen bzw. -zielen vor Ertragsmaximierungs- bzw. Kostenminimierungszielen
das Eingehen gewisser unvermeidbarer finanzmarktspezifischer Risiken bestmdglich reduziert wird.
Daher durfen nur notwendige Risiken eingegangen werden; Risiken, insbesondere das Marktrisiko und
das Kreditrisiko, sind auf ein Mindestmal} zu beschranken.

Marktrisiko und Kreditrisiko stellen zwei Risikoarten dar, die im Rahmen der Geschaftstatigkeit die
finanzielle Situation nachhaltig beeinflussen kdnnen. Marktrisiken sind grundsétzlich unmittelbare
Finanzrisiken; hiebei handelt es sich um das Zins&nderungsrisiko, das Wechselkursrisiko, das Aktienkurs-
und Aktienindexrisiko sowie das Edelmetall- und Rohstoffrisiko. Kreditrisiken sind typische Bankrisiken,
die bei jeder Transaktion oder jedem Auftrag auftreten, bei dem der Zeitpunkt der Leistungserfillung
einer Partei in der Zukunft liegt; hiebei handelt es sich um das Kundenausfallsrisiko, das
Emittentenrisiko, das Kontrahentenrisiko und das Landerrisiko. Im vorliegenden Zusammenhang ist auch
auf die Bonitat des jeweiligen Vertragspartners zu achten.

Néhere Vorschriften insbesondere tber das Management des Kredit-, Markt-, Liquiditats-, Reputations-
und Rechtsrisikos sowie des operationellen Risikos kann nach § 13 Abs. 1 Z 1 die Landesregierung mit
Verordnung erlassen.

»Strategische Beteiligungen® (siche hiezu die Erlduterungen zu § 2) sind nicht als Teil einer nicht-
risikoaversen Finanzgebarung (Spekulation) anzusehen, selbst wenn der Wert derartiger Beteiligungen
naturgemdl schwankt oder sogar das Risiko besteht, dass Unternehmen, an denen die 6ffentliche Hand
beteiligt ist, insolvent werden.

Im Sinn des Grundsatzes der Risikoaversion untersagt 8 3 Abs. 2 die Aufnahme von Darlehen bzw.
Krediten und die Begebung von Anleihen zum Zweck der Veranlagung, wenn diese Uber einen
kurzfristigen Zeitraum (maximal ein Jahr) hinausgehen. Dadurch wird nicht ausgeschlossen, dass ein
Darlehen bzw. Kredit in einer bestimmten Héhe fir eine Investition aufgenommen wird, und dann, wenn
sich herausstellt, dass die aufgenommene Summe nicht (sofort) in der vollen Hohe benétigt wird, der Rest
kurzfristig veranlagt wird.

Zu § 4:

Fremdfinanzierungsgeschéfte (Darlehen, Kredite, Leasinggeschéfte, Begebung von Anleihen) sind nach
§4 Abs. 1 nur in Euro zulassig. Fremdwahrungsgeschafte sind damit unzulassig (siehe generell § 7).
Unter einem Darlehen bzw. Kredit sind auch Kontokorrentkredite oder Barvorlagen zu verstehen.
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Fir Fremdfinanzierungen ist nach § 4 Abs. 2 eine derivative Komponente grundsétzlich verboten; § 5
bleibt unberuhrt.

Zu §5:
Da der Abschluss hochriskanter derivativer Finanzgeschéfte nicht zu den Aufgaben

des offentlichen Sektors gezahlt wird, sollen derivative Finanzinstrumente nach 85 Abs. 1 nur fir
begrenzte Zwecke eingesetzt werden dirfen. Derivative Finanzgeschafte sind in Euro zul&ssig, wenn sie
als Absicherungsgeschéft zu einem Grundgeschaft die Begrenzung von Risiken (Zinsénderungs- und
andere Marktrisiken) bezwecken.

Fur derartige Absicherungsgeschafte kommen mehrere Méglichkeiten in Betracht. So erfillt etwa ein
sogenannter ,,Cap“ eine gewisse Sicherungsfunktion in Form der Festlegung einer Hochstgrenze fiir den
Zinssatz (Zinsobergrenze), soweit dieser mit dem Grundgeschéft verbunden ist. Auch ,,Zinsswaps®™ wie
der Umstieg von einem fixen auf einen variablen Zinssatz bzw. Indikator und umgekehrt sowie der
Umstieg von einem variablen auf einen anderen variablen Zinssatz (z.B. der Umstieg vom 3-Monats-
EURIBOR auf den 6-Monats-EURIBOR) sind mdgliche Absicherungsgeschéfte.

Derivative Finanzgeschéfte sind nach § 5 Abs. 2 nur in Kombination mit einem Grundgeschéft zuléssig.
Das Grundgeschaft muss bereits abgeschlossen und wirksam sein.

Aus §5 Abs. 3 ergibt sich, dass das derivative Finanzgeschéft bei Ablauf des zu Grunde liegenden
Grundgeschéfts aufzultsen ist.

Zu § 6:

8 6 Abs. 1 enthdlt einen taxativen Katalog der zuldssigen Veranlagungen. § 6 Abs. 2 ermdglicht, diesen
Katalog durch Verordnung der Landesregierung zu erweitern.

Analog zur Fremdfinanzierung (8§ 4 Abs. 1) wird im Einleitungssatz des § 6 Abs. 1 zur Vermeidung eines
Waéhrungsrisikos festgelegt, dass nur Veranlagungen in Euro zuldssig sind.

Sichteinlagen im Sinne des §6 Abs.1 Z 1 sind Guthaben auf Konten, fir die keine Laufzeit oder
Kundigungsfrist vereinbart ist oder deren Laufzeit oder Kindigungsfrist weniger als einen Monat betrégt.
Uber Sichteinlagen kann auf Sicht — also jederzeit — durch Barbehebung oder im unbaren
Zahlungsverkehr verfugt werden, ohne dass diese Absicht der kontofilhrenden Stelle vorher angezeigt
werden muisste. Haufigste Form der Sichteinlagen ist das Guthaben auf Girokonten; hier stehen
Liquiditats- und Zahlungsverkehrsmotive im Vordergrund. Auch Tagesgeldkonten sind téaglich fallig,
dienen aber ausschlieBlich der Geldanlage.

Spareinlagen im Sinne des §6 Abs.1 Z1 sind Einlagen bei Kreditinstituten, die der unbefristeten
Geldanlage dienen und nicht fir den Zahlungsverkehr bestimmt sind.

Termineinlagen (Fest- oder Kiindigungsgelder) im Sinne des 8 6 Abs. 1 Z 2 sind kurz- bis mittelfristige
Geldanlagen bei Kreditinstituten, bei denen die Laufzeit (bei ,,Festgeldern® mit fester Laufzeit) oder
Kindigungsfrist (bei ,,Klndigungsgeldern mit einer bestimmten vereinbarten Kundigungsfrist)
mindestens einen Monat betrdgt. Sie dienen ausschliellich der

Geldanlage, weil sie wahrend der vereinbarten Laufzeit oder Kindigungsfrist fir den Bankkunden nicht
verfligbar sind. Sie sollen den Zeitraum bis zur Verfiigung Uber die Geldanlage beispielsweise fir
terminlich feststehende Zahlungsverpflichtungen (berbriicken, eignen sich wegen des Zinsnachteils aber
nicht fr langfristige Geldanlagen.

Anleihen im Sinne des 86 Abs.1 Z3 sind Schuldverschreibungen (auch Glaubiger- oder
Forderungspapiere genannt), die einen Anspruch auf die Riickzahlung eines festgelegten Geldbetrages
und das Recht auf Verzinsung verbriefen. Sie werden auch ,,Renten* oder ,,Bonds“ bezeichnet. Der
Erwerb von Anleihen nach §6 Abs.1 Z 3 lit. a erfasst Anleihen inl&ndischer Gebietskdrperschaften
(Bund, Lander, Gemeinden) und solche vergleichbarer ausléandischer Gebietskdrperschaften, sofern sie
ein Mindestrating ,,investement grade® verfiigen. Unter ,,Rating® ist im Finanzwesen die Bewertung der
Bonitét eines Schuldners (Emittenten) zu verstehen, die durch géngige Ratingagenturen in Form von
Ratingcodes attestiert wird. In der Finanzbranche werden die Ratings in die beiden Gruppen ,,investment
grade und ,,sub-investment grade* oder ,,speculative grade* aufgeteilt. Hierbei gelten die Rating-Klassen
AAA bis BBB (inklusive Baa3 bzw. BBB-) als ,,investement grade®. Anleihen von Schuldnern mit einem
Rating von AAA bis AA genielen die hochste Bonitdt und werden auch als ,high grade™ bezeichnet.
Anleihen mit einem Rating von BB oder schlechter, auch ,,Junk Bonds“ genannt, gelten als spekulativ
und bilden daher keine sichere Anlage mehr.

86 Abs.1 Z3 lit. b bezieht sich auf Anleihen inl&dndischer Fonds &ffentlichen Rechts, sonstiger
inlandischer juristischer Personen &ffentlichen Rechts sowie von Gesellschaften im Mehrheitseigentum
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einer inldndischen Gebietskorperschaft, wenn eine Garantie der inlandischen Gebietskdrperschaft flr eine
solche Anleihe vorliegt. Als zusétzliche Voraussetzung normiert der Einleitungssatz des § 6 Abs. 1 Z 3
die Riickzahlung zum Nominale am Ende der Laufzeit.

Pfandbriefe nach Osterreichischem Recht im Sinne des 86 Abs.1 Z 4 sind Bank-Anleihen ,ersten
Ranges®, die mit besonderen Sicherheiten (z.B. Hypotheken) im Gegensatz zu den anderen Anleihen
unterlegt sind. Diese Sicherheiten werden aus dem Vermdgen der Bank ausgesondert, so dass Pfandbriefe
weitgehend von Zahlungsausfallen im Falle einer Insolvenz geschiitzt sind. Pfandbriefe weisen also ein
besonderes Merkmal hinsichtlich der Deckung des Kapitals auf. Pfandbriefe nach auslandischem Recht,
die mit vergleichbaren Sicherheiten unterlegt sind, kénnen — nach entsprechender Prifung der Rechtslage
— durch Verordnung der Landesregierung nach Abs. 2 fur zul&ssig erklart werden. Dessen ungeachtet will
86 Abs.1 Z 4 uberdies Pfandbriefe von Emittenten mit einem Mindestrating ,.investment grade® (zu
diesem Begriff siehe zu Z 3 lit. a) jedenfalls als eine zuldssige Veranlagungsform schon ex lege
anerkennen.

§6 Abs.1 Z5 anerkennt die Gewdhrung kurzfristiger Darlehen und Kredite zur Finanzierung von
gesetzlich eingerichteten Rechtstragern (8§ 1 Abs. 1 Z 3) und von Unternehmen des Landes und der
Gemeinden mit Sitz im Land Kérnten ebenfalls als zul&ssige Veranlagungsform.

Mit §6 Abs.2 wird die Landesregierung erméachtigt, den taxativen Katalog des Abs. 1 um weitere
zuléssige Veranlagungsformen zu erweitern, sofern sie mit dem allgemeinen Grundsatz des
Spekulationsverbots nach § 3 vereinbar sind und auf Euro lauten.

ZusT:

Der Katalog der zuldssigen Finanzgeschafte nach den 88 4 bis 6, die auf Euro zu lauten haben, wird durch
das generelle Verbot von Fremdwahrungsgeschéften nach § 7 ergénzt.

Zu § 8:

8 8 will sicherstellen, dass im Bereich der Finanzgebarung entsprechend qualifizierte und erfahrene
Personen, die auch Uber die erforderliche personliche Zuverlassigkeit verfligen, tatig werden. Nahere
Qualifikationserfordernisse kann die Landesregierung mit Verordnung gemaRd § 13 Abs. 1 Z 2 festlegen.
Je groBer das Ausmall an Ubertragener Verantwortung ausféllt, Uber desto mehr Kenntnisse und
Erfahrung missen die betrauten Personen verfiigen.

Fur den Gemeindebereich sind etwa die Amtsleitung (Amtsleiter und Stellvertreter) und die mit der
Finanzverwaltung betrauten Bediensteten, beim Gemeindeverband sind etwa der Geschéftsfihrer bzw.
der Geschaftsstellenleiter geeignete qualifizierte Personen iSd K-SpvG und kénnen, ohne etwaige dariiber
hinausgehende Qualifizierungsnachweise erbringen zu missen, fiir die Beurteilung der Finanzgebarung
herangezogen werden. Gemeindeverbdnde konnen aber auch auf geeignete Bedienstete von
verbandsangehorigen Gemeinden zuriickgreifen. Néhere, auf dem Verordnungsweg gemal § 13 Abs. 1 Z
2 erlassene, Qualifizierungserfordernisse sollten keine strengeren Erfordernisse vorsehen als sie fur die
Funktion des Finanzverwalters erforderlich sind und missen auf die tatsachlichen Verhéltnisse der
Gemeinden insoweit Bedacht nehmen, als dass sie nicht unverhdltnismaige und Uber den
Regelungszweck des Gesetzes hinausgehende Qualifizierungserfordernisse festlegen.

Zu §9:

8 9 verankert das Vier-Augen-Prinzip in der Organisation der Finanzgebarung. Vor dem beabsichtigten
Abschluss eines konkreten Finanzgeschéfts haben zumindest zwei entsprechend qualifizierte Personen
eine Priifung und Auswahl vorzunehmen, indem sie nach Mdglichkeit einvernehmlich eine Empfehlung
treffen, begrinden und dokumentieren. Ein getrenntes VVorgehen dieser Personen ist mdglich, soweit ein
Konsens zwischen ihnen nicht zustande kommt. Die Willensbildung dber den Abschluss des
Finanzgeschafts und die VVornahme der hiefiir erforderlichen Rechtshandlungen obliegt den nach den
jeweils mafgeblichen Organisationsvorschriften zustdndigen Organen.

89 Abs.2 enthdlt eine Sonderregel, wonach ein Gemeindeverband in Ermangelung geeigneter
Bediensteter auf jene der verbandsangehtrigen Gemeinden zuriickgreifen darf (siehe zur Heranziehung
Dritter ferner § 10 Abs. 1).

Ausnahmen zum Vier-Augen-Prinzip — flr alle Finanzgeschéfte oder fiir Finanzgeschéfte bestimmter Art
— kénnen durch Verordnung der Landesregierung normiert werden, um im Hinblick auf die Groéf3e und
Organisation des Rechtstragers, dessen Personal- und Budgetausstattung oder die Art und den Umfang
seiner Finanzgeschéfte einen unverhaltnisméafigen Verwaltungsaufwand hintanzuhalten. Fur das Land
selbst durfen allerdings keine Ausnahmeregelungen geschaffen werden.
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Zu § 10:

Mit § 10 Abs. 1 wird es Rechtstrdgern — (iber den Fall des § 9 Abs. 2 hinausgehend — unter bestimmten
MaRgaben ermdglicht, bei Bedarf Dritte heranzuziehen.

Durch Verordnung der Landesregierung sollen Rechtstrdger gemédB §1 Abs.1 Z 3, ausgenommen
Selbstverwaltungskoérper, dazu verpflichtet werden konnen, sich eines fur das Land tatig werdenden
Dritten zu bedienen. In diesem Zusammenhang ist insbesondere an eine zu schaffende
Landesfinanzierungsagentur zu denken.

Zu §11:

Das Schulden- und Liquidititsmanagement muss auf Basis einer (im Vorhinein festgelegten)
strategischen Jahresplanung vorgenommen werden. Die Erfordernisse der strategischen Jahresplanung
kénnen durch Verordnung der Landesregierung nach 8 13 Abs. 1 Z 4 néher determiniert werden. Die
Zustandigkeit zur Festlegung der strategischen Jahresplanung richtet sich nach den jeweiligen
Organisationsvorschriften.

Zu §12:

Eine jéhrliche Berichtslegung durch die Rechtstrager soll sicherstellen, dass der Landesrechnungshof
bzw. die Landesregierung einen Uberblick tiber neu getétigte Finanzierungstransaktionen und iber den
jeweiligen Schuldenstand erhdlt. Im Hinblick auf einen allfalligen Rechtfertigungsbedarf ist damit eine
gewisse Kontrolle durch ein auRenstehendes Organ gegeben.

Der Bericht des Landes oder eines von Landesorganen verwalteten bzw. von Landesorganen beschickten
Rechtstragers gemaR § 1 Abs. 1 Z 3 ist an die Landesregierung und den Landesrechnungshof zu richten,
wahrend sonstige Rechtstréger lediglich an die Landesregierung zu berichten haben. Aus Griinden der
Transparenz sind Berichte des Landes Kérnten im Internet auf der Homepage des Landes zu
verdffentlichen. Sonstige Rechtstrdger haben die Veroffentlichung ihrer Berichte selbst auf ihrer
jeweiligen Internet-Hompage zu veranlassen.

Fur die Gemeinden und Gemeindeverbande gelten abweichende Regelungen, weil diese schon nach
gemeindeorganisationsrechtlichen ~ Vorschriften ~ zur  Vorlage  bzw. Ubermittlung ~ des
Rechnungsabschlusses an die Landesregierung sowie zur  Zur-Verflgung-Stellung des
Rechnungsabschlusses im Internet verpflichtet sind (zur Vorlage- bzw. Ubermittlungspflicht siehe § 85
Abs. 2 oder 890 Abs. 2 in Verbindung mit § 86 Abs.9 zweiter Satz der Ké&rntner Allgemeinen
Gemeindeordnung — K-AGO, § 86 Abs. 1 letzter Satz des Klagenfurter Stadtrechts 1998 — K-KStR 1998,
und § 88 Abs. 1 letzter Satz des Villacher Stadtrechts 1998 — K-VStR 1998; zur Zur-Verfugung-Stellung
im Internet siehe § 85 Abs. 2 oder § 90 Abs. 2 in Verbindung mit § 86 Abs. 9 letzter Satz K-AGO, § 86
Abs. 2 in Verbindung mit § 83 Abs. 4 K-KStR 1998 und § 88 Abs. 2 in Verbindung mit § 85 Abs. 4
letzter Satz K-VStR 1998). Die genannten gemeindeorganisationsrechtlichen Vorschriften bleiben durch
dieses Gesetz unberiihrt (siehe die klarstellende Regelung in § 1 Abs. 3 K-SpvG). Informationen (iber neu
getétigte Finanzierungstransaktionen, zum jeweiligen Schuldenstand sowie Uber die allféllige Fortsetzung
von bestehenden Veranlagungsformen gemaR § 17 Abs. 1 und 2 K-SpvG haben die Gemeinden im
Rahmen einer Beilage zum Rechnungsabschluss auszuweisen. Dies bedeutet, dass diese Informationen in
einer bereits bestehenden Beilage insbesondere nach §74 Abs.4 Z4, 5 und 8 der Kérntner
Gemeindehaushaltsordnung — K-GHO oder ansonsten in einer eigenen Beilage auszuweisen sind.

Der Rechnungshof, der Landesrechnungshof und die Landesregierung in ihrer Eigenschaft als
Aufsichtsbehdrde sind nach sonstigen Rechtsvorschriften ohnehin  befugt, im Rahmen der
RechtmalRigkeitskontrolle die Einhaltung auch der neuen gesetzlichen VVorgaben zu priifen.

Zu §13:

Die Landesregierung soll mit § 13 erméchtigt werden, mit Verordnung Durchfiuhrungsvorschriften zum
Risikomanagement, zur Qualifikation der mit der Finanzgebarung betrauten Personen, zur Organisation
des Vier-Augen-Prinzips, zur strategischen Jahresplanung sowie zum Berichtswesen zu erlassen. Damit
ist auch eine gesetzliche Ermachtigung fir die Erlassung von Mindeststandards gegeben. Ferner soll die
Méglichkeit bestehen, eine Berichtspflicht an ein kiinftig allenfalls eingerichtetes gemeinsames Bund-
Lander-Organ (,,Kontrollgruppe®) zu statuieren.

Samtliche Regelungen auf dem Verordnungsweg sind unter der Prédmisse des geringstmdglichen
birokratischen Mehraufwandes flr die vom Anwendungsbereich des Gesetzes erfassten Rechtstréger zu
treffen.
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Zu § 14:

Nach Art. 118 Abs. 2 B-VG werden in § 14 die in diesem Entwurf geregelten Angelegenheiten der
Gemeinden als solche des eigenen Wirkungsbereichs bezeichnet.

Zu den 88 15 bis 17:

Mit dem Gesetz soll nicht in laufende Vertrage eingegriffen werden. Allerdings missen grundséatzlich alle
Vertrége, die nach dem Inkrafttreten des Gesetzes abgeschlossen werden, den gesetzlichen Vorgaben
entsprechen. Ausnahmen beinhalten jedoch die §§ 16 und 17.

Erstens soll ein betroffener Rechtstradger bei bestehenden Finanzgeschaften mit diesen im direkten
Zusammenhang stehende Anschlussfinanzierungen (Rollierungen) vereinbaren konnen, allerdings nur
dann, wenn sie im Rahmen einer geeigneten Strategie zum stufenweisen (d.h. etappenweisen) Abbau aller
nunmehr unzuléssigen Vertrége erfolgen; in diesem Fall sind jedoch alle nunmehr unzuléssigen Risiken
bis zum Ablauf des 31. Dezember 2018 abzubauen. Die Strategie wird insbesondere vorzusehen haben, in
welchen Etappen und in welchem Umfang (z. B. als Prozentsatz der urspriinglichen Risiken) bestimmte
Risiken spétestens abzubauen sind. Vom genannten Endtermin kann — nach Anhorung des
Landesrechnungshofes bzw. der Landesregierung — abgegangen werden, wenn dies den Grundsétzen der
ZweckméBigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit besser entspricht und das damit verbundene Risiko
vertretbar ist, wobei unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit auch die Hohe der zu realisierenden
Verluste zu beriicksichtigen ist.

Zweitens wird eine Ubergangsbestimmung fiir bestehende Portfolios vorgesehen, um die erforderliche
Zeit fur die Umstellung auf die risikoaverse Finanzgebarung zu geben. Eine Uber den gesetzlichen
Zeitpunkt (31. Dezember 2018) hinausgehende Fortsetzung von bestehenden Veranlagungsformen bedarf
der Genehmigung der Landesregierung; unter einem hat die Landesregierung allerding eine — nach
Gesichtspunkten des Risikos und der Effizienz — angemessene Fortsetzungs- und Anpassungsfrist
bescheidméRig festzulegen. Fir die Dauer der Fortsetzung gilt, dass der Rechtstrager eine stufenweise
(d.h. etappenweise) Anpassung an die VVorgaben des § 6 vorzunehmen hat.

Zu Art. 111 (betreffend Novelle zum Karntner Landesrechnungshofgesetz 1996):

Aus Grinden der Evidenz und Vollstdndigkeit soll der kiinftige Va. Abschnitt (,,Stellungnahmen*‘) des
Karntner Landesrechnungshofgesetzes 1996 um das Stellungnahmerecht im Sinne des § 16 Abs. 2 letzter
Satz K-SpvG ergédnzt werden. Siehe im Ubrigen die Erlauterungen zu Art. I und zu § 16 K-SpvG.

Finanzielle Auswirkungen

1. Seitens der Abteilung 2 des Amtes der Karntner Landesregierung werden die finanziellen
Auswirkungen fir das Land sowie seine ausgegliederten Rechtstrager wie folgt dargestellt:

»Zweck des Kirntner Spekulationsverbotsgesetzes ist es, dass Spekulationen und eventuell daraus
resultierende Verluste vermieden werden. Auf diese Weise sollen Kosten fur die o6ffentliche Hand
vermieden werden. Unvermeidbare Risiken im Rahmen des Finanzierungsmanagements, wie z.B. das
Zinsanderungsrisiko, sind jedoch von diesem Gesetz nicht umfasst. Mit der Einhaltung der im
Spekulationsgesetz festgelegten Vorgaben ist nachstehender Personalaufwand bzw. sonstiger Aufwand
verbunden:
a) QualifizierungsmafRnahmen:
Um sicher zu stellen, dass gemaR § 8 K-SpvG nur entsprechend geeignete Personen im
Bereich der Finanzgebarung im Sinne dieses Gesetzes tétig werden, haben die betrauten
Personen entsprechende Erfahrungen und Qualifikationen vorzuweisen. Je grofier das Ausmal
an (Ubertragener Verantwortung ist, desto mehr Kenntnisse und Erfahrung missen die
betrauten Personen verfugen.

Fur Qualifizierungsmafinahmen, wie beispielsweise laufende FortbildungsmalRnahmen wird
ein finanzieller Aufwand von etwa € 7.500,- pro Jahr geschatzt.

Berechnung:  durchschnittlich ca. 3  Mitarbeiter x € 2.500,- Kosten fir
FortbildungsmaRnahmen > € 7.500,- pro Jahr
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b) Vier-Augen-Prinzip:
GeméR § 8 Abs. 1 K-SpvG dirfen mit Aufgaben im Bereich der Finanzgebarung nur Personen
betraut werden, die dazu auf Grund ihrer Qualifikationen und Erfahrung in der Lage sind.
Nach § 9 K-SpvG ist die Finanzgebarung so zu organisieren, dass vor dem beabsichtigten
Abschluss von Finanzgeschéaften mindestens zwei qualifizierte Personen gemal § 8
unabhéangig voneinander eine Prifung und Auswahl nach MalRgabe der Bestimmungen des
zweiten Abschnittes dieses Gesetzes vornehmen. Fur die Erfiillung des Vier-Augen-Prinzips
wird fir das Land Ké&rnten einerseits sowie fir den dem Land Ké&rnten zugerechneten
Kérntner Wirtschaftsférderungsfonds (KWF), der Landeskrankenanstalten-
Betriebsgesellschaft (KABEG) und der Landesimmobiliengesellschaft (LIG) unter
Beriicksichtigung der Erstellung von einvernehmlich sowie getrennt begriindeten und
dokumentierten Empfehlungen ein Personalaufwand von rund € 23.712,- pro Jahr geschatzt.

Berechnung: Stundensatz in Bezug auf die Gesamtjahreskosten eines Mitarbeiters der
Verwendungsgruppe A: € 74,1 x 40 Wochenstunden pro Jahr x 2 Mitarbeiter der
Verwendungsgruppe A x 4 (Land Kérnten sowie die zuvor angeflihrten ausgegliederten
Rechtstrager) - € 23.712.- pro Jahr

¢) Personalaufwand im Zusammenhang mit der Konzipierung von Verordnungen:

Das Karntner Spekulationsverbotsgesetz sieht insgesamt flinf Verordnungserméchtigungen
vor. Dazu zahlen die Verordnungsermachtigungen geman §8 6 Abs. 2, 9 Abs. 3, 10 Abs. 2, 13
Abs. 1 sowie 13 Abs. 2 K-SpvG. Fur die inhaltliche Konzipierung dieser Verordnungen sowie
des damit verbundenen kiinftigen Novellierungsaufwandes wird ein Personalaufwand von €
14.820,- pro Jahr geschétzt.

Berechnung:  Stundensatz in Bezug auf die Gesamtjahreskosten eines Mitarbeiters der
Verwendungsgruppe A: € 74,1 x 40 Wochenstunden pro Jahr x 5 Verordnungen - € 14.820,-

pro Jahr

d) Berichtspflichten des Landes Kérnten sowie der ausgegliederten Rechtstrdger, die gemaR
ESVG 2010 dem Land Kérnten zugeordnet sind:
Fir die in § 12 K-SpVG normierten Berichtspflichten ist der jahrliche Mehraufwand mit rund
€ 4.408,95 pro Jahr zu beziffern.
Von diesen Berichtspflichten sind insgesamt sechs ausgegliederte Rechtstréger (die Karntner
Betriebsansiedlungs- und Beteiligungs-GesmbH (BABEG), die Karntner Landesholding
(KLH), der Karntner Wirtschaftsforderungsfonds (KWF), die Landeskrankenanstalten-
Betriebsgesellschaft (KABEG), die Landesimmobiliengesellschaft (LIG) und der Karntner
Wasserwirtschaftsfonds (K-WWF)) sowie das Land Kérnten selbst betroffen.
Berechnung: Stundensatz in Bezug auf die Gesamtjahreskosten eines Mitarbeiters der
Verwendungsgruppe A: € 74,1 x 8,5 Wochenstunden pro Jahr x 7 (Land Kérnten sowie die
vorgenannten sechs ausgegliederten Rechtstrager) - € 4.408.95- pro Jahr

e) Personalaufwand im Zusammenhang mit der Erstellung von Bescheiden geméR § 17 K-SpvG:
Fur die Erstellung von Genehmigungsbescheiden gemdl § 17 Abs. 2 K-SpvG wird ein
jéhrlicher Mehraufwand bis zum Jahre 2018 von je € 2.519,- geschétzt.

Berechnung: Stundensatz in Bezug auf die Gesamtjahreskosten eines Mitarbeiters der
Verwendungsgruppe A: € 74,1 x 17 Wochenstunden pro Jahr x 2 Bescheide - € 2.519,- pro
Jahr

Somit wird der aufgrund des Karntner Spekulationsverbotsgesetzes (K-SpvG) fiir das Land Karnten und
seiner ausgegliederten Rechtstrager (sonstigen Rechtstréger der Teilsektoren S 1312 gemélR ESVG 2010)
verursachte Aufwand auf insgesamt rund ~ € 53.000,- pro Jahr geschétzt.

Diesen Berechnungen wurden die Stundensatze aus den Normkosten eines Karntner Landesbediensteten
inkl. Nebenkosten fiir das Kalkulationsjahr 2013 zugrunde gelegt.*

2. Seitens der Abteilung 3 des Amtes der Karntner Landesregierung wurde nachfolgende Darstellung der
finanziellen Auswirkungen tUbermittelt:
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"e Betroffene Rechtstrager (strategische Jahresplanung)

Personalkosten auf Basis einer Bediensteten der €70,--
Entlohnungsgruppe b, pro Stunde

8 Stunden 4 € 70,---Gesamt je Jahresplanung: € 560,--
Kosten der Jahresplanung fiir 334 Rechtstrager € 187.040,--

Fur die rund 334 betroffenen Rechtstrager (132 Gemeinden, 43 Gemeindeverbande und 159
Kommunalgesellschaften) entsteht ein Mehraufwand dadurch, dass dieseeine Jahresplanung fiir ihr
Schuldenmanagement zu erstellen haben. Die Jahresplanung wird zusammen mit dem Budget bzw. dem
Voranschlag zu erstellen sein. Daher kann davon ausgegangen werden, dass je Jahresplanung ein
durchschnittlicher Personalaufwand (Entlohnungsgruppe b, Maturaniveau) von insgesamt 8 Stunden
verursacht wird. Bei einem Stundensatz von € 70,01 (inkl. anteiliger Sachkosten, Raumkosten und
Verwaltungsgemeinkosten) ergibt dies einen Verwaltungsaufwand von insgesamt rund € 560,-- je zu
erstellender Jahresplanung.

e Kosten in der Abteilung 3 (jéhrliche Berichtspflichten)

Personalkosten auf Basis einesBediensteten der €70,--
Entlohnungsgruppe b, pro Stunde
80 Stunden a € 70,---Gesamt je Jahresplanung: € 5.600,--

Dariiber hinausverursachten die im Gesetzesentwurf vorgesehenen jahrlichen Berichtspflichten in der
Landesregierung (Abteilung 3 —als Aufsichtsbehdrde)einen gewissen nicht unerheblichen biurokratischen
Mehraufwand. Daher kann davon ausgegangen werden, dass seitens der Aufsichtsbehérde fur die Ablage
und Kontrolle der jahrlich einlangenden Berichte ein personeller Mehraufwand (Bedienstete der
Entlohnungsgruppe b, Maturaniveau) von insgesamt 80 Stunden (2 Arbeitswochen) verursacht wird. Bei
einem angenommenen Stundensatz von € 70,01 (inkl. anteiliger Sachkosten, Raumkosten und
Verwaltungsgemeinkosten) ergibt dies einen Verwaltungsaufwand von insgesamt rund € 5.600,--je
Jahresplanung.

e VVeranlagung der Stadt Villach

In Villach wurden die Erlése vom Verkauf der KELAG-Anteile in Fonds angelegt. Damit die Ertrags-und
Risikokomponente in einem ausgeglichenen Verhéltnis zueinander steht und eine héhere Performance
erzielt werden kann, beinhalten die gewahlten Fonds neben Anleihen auch Aktien. Nach Ansicht der
Stadt Villach ist der vorliegende Entwurf des Spekulationsverbotsgesetzes zu restriktiv. Das derzeitige
Veranlagungskonzept der Stadt Villach wére nicht mehr zuléssig bzw. konnte aufgrund der
Ubergangsbestimmungen gem. § 17 des vorliegenden Entwurfs nur mehr fiir eine bestimmte Zeit
fortgesetzt werden.

Die finanziellen Auswirkungen auf Basis des vorliegenden Gesetzesentwurfes einer Anderung der
Veranlagungsform héatten zur Folge, dass sich die Veranlagungserl6se jahrlich um 1,5 bis 3 Mio. Euro
verschlechtern wirden, was sich entsprechend negativ auf das Maastricht-Ergebnis auswirken wirde.

Zusammenfassend kann daher festgehalten werden, dass sich die Kosten fur sdmtliche betroffenen
Rechtstriger auf € 187.040,-- (€ 560,-- je Jahresplanung) belaufen werden und zusétzlich in der Abteilung
3 mit einem finanziellen Mehraufwand in der Hohe von € 5.600,--zu rechnen sein wird. Fir die Stadt
Villach bedeutet der vorliegende Entwurf des Spekulationsverbotsgesetzes, dass sich die
Veranlagungserlose aus der Veranlagung der KELAG-Anteile um 1,5 bis 3 Mio. Euro verschlechtern
wiirden.



	1.pdf
	Gesetz.pdf
	Erläuterungen.pdf

